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Am 3.12.2001 hat die Firma Aventis
Pasteur MSD die Fertigspritzen VAQTA
und VAQTA K pro infantibus eigenver-
antwortlich zurückgerufen, weil der Anti-
gengehalt in einigen Spritzen unterhalb
der festgelegten Mindestmenge liegt. Da-
raus muss die Möglichkeit abgeleitet wer-
den, dass alle Personen, die mit Fertig-
spritzen VAQTA und VAQTA K pro in-
fantibus geimpft worden sind, nicht aus-
reichend gegen Hepatitis A geschützt sein
könnten und bei Kontakt zu Hepatitis A
im Inland oder auf Reisen erkranken.
Dies trifft auch auf das gesamte medizi-
nische Personal zu.
Die Firma empfiehlt deshalb, die Impf-
dokumentation von Personen, die wegen
einer reisemedizinischen Beratung bei
Ihnen vorstellig werden bzw. wurden oder
die aus anderen Gründen ein hohes Ex-
positionsrisiko tragen, besonders sorgfäl-
tig in Hinblick auf früher erfolgte Hepa-
titis A-Impfungen zu überprüfen und eine
Antikörperbestimmung vorzunehmen.
Bei vollständiger Grundimmunisierung
(= 2 Dosen) und fehlendem protektiven
Antikörpergehalt soll danach mit einem
anderen in Deutschland zugelassenen Impf-
stoff erneut zweimal (!) geimpft werden.
Die Firma hat für die kostenlose Anti-

körperbestimmung das Max-von-Petten-
kofer-Institut für Virologie der Universi-
tät München ausgewählt und gibt auch
eine Telefon- und Faxnummer einer Apo-
theke für die kostenlose Lieferung von
Hepatitis B-Impfstoffen für die evtl. not-
wendigen Nachimpfungen an. Soweit zu
den Tatsachen. Was ergeben sich daraus
für Konsequenzen für den Impfarzt:

Als erstes muss deutlich herausgestellt
werden, dass mit einem solchen „Rote
Hand-Brief“ die haftungsrechtlichen Kon-
sequenzen bei evtl. Erkrankungen trotz
Impfung auch mit auf den Arzt überge-
hen, wenn er sich nicht an das vorgege-
bene Procedere hält. 
Nach persönlicher telefonischer Rück-
sprache mit dem Medizinischen Direktor
der Herstellerfirma bedeutet dies, dass
die Ärzteschaft damit ebenfalls zum ak-
tiven Handeln verpflichtet ist. Der Impf-
arzt ist dringend gehalten, jeden mit
VAQTA- und VAQTA K pro infantibus-
Geimpften einzubestellen und den Impf-
erfolg zu überprüfen. Auch ist jeder Ar-
beitsmediziner verpflichtet, alle Personen,
die er entsprechend Biostoffverordnung
wegen beruflicher Exposition mit VAQTA
gegen Hepatitis A geimpft hat, auf einen

protektiven Antikörpergehalt (Anti-HAV)
zu überprüfen.
Ebenso sind alle anderen Patientenkon-
takte insbesondere in der Reisemedizin
zu nutzen, die  oben beschriebene Über-
prüfung nach früherer Impfung gegen
Hepatitis A mit VAQTA oder VAQTA K
pro infantibus vorzunehmen.
Wer von den Impfärzten im Freistaat
Sachsen der Empfehlung E 9 der Säch-
sischen Impfkommission nachgekommen
ist, kann sich auf diese Listen oder die
EDV-Dateien im Gesundheitsamt bei der
Rekrutierung der Hepatitis-A-Impflinge
(nur VAQTA/VAQTA K) stützen.
Alle Aufwendungen für Bestellungen,
Blutentnahmen, Versand, Impfstoff für not-
wendige Nachimpfungen usw. können
der Firma Aventis Pasteur MSD in Rech-
nung gestellt werden.
Obwohl die Handlungsweise der Firma
als verantwortungsbewusst bezeichnet
werden muss, leidet unter solchen Pan-
nen die Akzeptanz aller Schutzimpfun-
gen in gewissen Kreisen der Bevölkerung
und auch der Ärzteschaft.
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Am 5. Dezember 2001 begrüßte der Vi-
zepräsident Dr. Bartsch die Anwesenden
und eröffnete die Vorstandssitzung.

■ Nach Abarbeitung der Regularien be-
richtete Dr. Bartsch über die Vorstandssit-
zung der Bundesärztekammer. Zahlrei-
che Themen wurden angesprochen, dar-
unter
– Entwicklung der Disease-Managment-
Programme
Die Ärzteschaft hat nach intensiven Aus-
einandersetzungen mit den Krankenkas-
sen und der Bundesgesundheitsministerin
ein Mitspracherecht erwirkt. 

– Es gibt in der Politik Bestrebungen
im Krankenhausbereich Flächenverträge
durch Einzelverträge zu ersetzen. Dies
würde die wohnortsnahe Grundversor-
gung durch Krankenhäuser gefährden.
Es besteht die Tendenz zur Einrichtung
von ermächtigten Klinikambulanzen. In
der Folge käme es zu einem Sterben der
jetzt existierenden hochspezialisierten
Praxen in der Niederlassung.

– Qualitätssicherung der ärztlichen Tä-
tigkeit
Diese Thematik stand bei der Gesund-
heitsministerkonferenz der Länder auf

der Tagesordnung. Als Problem wird die
Finanzierbarkeit angesehen.
Als Fazit des bisher Gesagten ist zu er-
kennen:
– die Macht der Krankenkassen wird
von politischer Seite gestärkt,
– die Probleme des Gesundheitswesens
reduzieren sich auf ökonomische Pro-
bleme, in der Ärzteschaft ist die pessimis-
tische Stimmung nicht zu übersehen.

■ Als Gast berichtete Prof. Dr. Reinhold,
Vorsitzender des Ausschusses Prävention
und Rehabilitation, über die Vorbereitung
der Präventionstage 2002. Das Motto

Aus der Vorstandssitzung 5.12.2001

Chargenrückruf von Fertigspritzen 
VAQTA und VAQTA K pro infantibus

Rechtliche Konsequenzen durch
„Rote Hand-Brief“ 


